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Text 

Verfahren 

§ 6. (1) Die Wahrnehmung der behördlichen Aufgaben nach § 4 Abs. 1 obliegt der Gesellschaft; 
gegen von der Gesellschaft erlassene Bescheide ist Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht 
zulässig. Das AVG ist anzuwenden. 

(2) Im Verfahren über Befreiungen sind die §§ 50, 51 und 53 der Anlage zum 
Fernmeldegebührengesetz (Fernmeldegebührenordnung), BGBl. Nr. 170/1970, in der jeweils geltenden 
Fassung, anzuwenden. 

(3) Rückständige Gebühren und sonstige damit verbundene Abgaben und Entgelte sind im 
Verwaltungsweg hereinzubringen; zur Deckung des dadurch entstehenden Aufwandes kann die 
Gesellschaft einen Säumniszuschlag von 10% des rückständigen Betrages vorschreiben. Die Gesellschaft 
ist zur Ausstellung von Rückstandsausweisen berechtigt. 

(3a) Ist die Einbringung der rückständigen Gebühren auf Grund der wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Rundfunkteilnehmers oder nach der Lage des Falles nicht möglich oder unbillig, ist die Abstattung in 
Raten zu bewilligen oder kann die Forderung von der GIS Gebühren Info Service GmbH gestundet 
werden. Wenn die Einbringung eine besondere Härte bedeuten würde oder wenn das Verfahren mit 
Kosten oder Weiterungen verbunden wäre, die in keinem Verhältnis zur zu Unrecht bezogenen Leistung 
stehen würden, kann die GIS Gebühren Info Service GmbH von der Hereinbringung absehen. 

(4) Auf Grund eines mit der Bestätigung der GIS Gebühren Info Service GmbH, dass er einem die 
Vollstreckbarkeit hemmenden Rechtszug nicht unterliegt, versehenen Rückstandsausweises oder 
Gebührenbescheides kann die Gesellschaft die Eintreibung einer Geldleistung unmittelbar beim 
zuständigen Gericht beantragen. 

(5) Besteht der begründete Verdacht, daß eine Mitteilung bzw. Angabe gemäß § 2 Abs. 5 unrichtig 
ist, oder wird eine solche trotz Mahnung verweigert, so hat die Gesellschaft eine Überprüfung der 
Gebührenpflicht seitens der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zu veranlassen, die dabei 
§ 83 Abs. 6 und 7 des Telekommunikationsgesetzes, BGBl. I Nr. 100/1997, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 27/1999, sinngemäß anzuwenden hat. 


